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1. SMT-Verurteilungen von 1945, Todesurteile und Langstrafen1 
 

Ernst Rambow, Spitzel der Gestapo, 25. September 1945, Todesurteil 
 

Als einer der ersten mutmaßlichen KPD-Verräter wurde Ende Juli 1945 der ehemalige 

Funktionär des KPD-Geheimdienstes (des so genannten M-Apparates) Ernst Rambow 

verhaftet. Dieser hatte als „Sicherungsmann“ der Berliner Saefkow-Jacob-Bästlein-Gruppe 

eine Schlüsselposition im Berliner Widerstand innegehabt. Er soll als V-Mann der Gestapo 

unter anderem das Treffen von Sozialdemokraten und Kommunisten im Juli 1944 

preisgegeben haben. Die Beteiligten wurden zum Tode verurteilt und hingerichtet. Zwar ist 

der Umfang von Rambos Spitzeltätigkeit umstritten - er selbst hat lediglich zugegeben, elf 

Genossen verraten zu haben, von denen sechs hingerichtet wurden. Hingegen kursierte 

unter Kommunisten der Verdacht, dass er für Verhaftungen von reichsweit über 280 

Widerstandskämpfern verantwortlich gewesen sei, von denen mehr als 90 hingerichtet 

wurden. Generell stand und steht sein verhängnisvolles Wirken aber außer Zweifel. Ein 

sowjetisches Militärtribunal verurteilte Rambow zum Tode. Das Urteil wurde im November 

1945 vollstreckt.2 

 

 
1 Todesurteile waren zwischenzeitlich bis 1950 in der SU abgeschafft, 25 Jahre war die Ersatzstrafe. 
Vorschläge Peter Erler, Biographische Recherche Christian Booß 
2 Nach: Andreas Kötzing, Mike Schmeitzner, Jan Erik Schulte, Francesca Weil (Hg.), Vergleich als 
Herausforderung: Festschrift zum 65. Geburtstag von Günther Heydemann, Göttingen 2015, S.162, s. auch 
Anita Krätzer, (Hg.), Hinter vorgehaltener Hand. Studien zur historischen Denunziationsforschung, 
Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht 2015, S. 101. 



Nachname: Rambow3  

• Vorname: Ernst  

• Geburtsdatum:8.4.1887  

• Todestag:12.11.1945  

• Geburtsort: Pampow Kr. Randow  

• Identifikationsnr.:696025  

• Hinrichtung: sicher 

 

Kurt Birgals, Werwolf, 21.02.1946, Todesurteil 
 
Geb. 1923 oder 19284 wohnhaft in Berlin. Arbeiter. Er wurde am 21.2.1946 aufgrund Art. 

53-6, 58-8, 58-9 und 53-ll des Strafgesetzbuches der RSFSR vom Sowjetischen 

Militärtribunal der Garnison Berlin zum Tode durch Erschießen verurteilt. Vorwurf: 

Spionage, Terror, Diversion, Mitgliedschaft in einer konterrevolutionären Organisation. Er 

soll von einen Klaus Hecht dazu angestiftet worden sein, faschistische Flugblätter zu 

verteilen und Informationen über die sowjetischen Besatzungskräfte zu sammeln, er war 

auch im Besitz einer automatischen Waffe ausgestattet. 5  Die Hinrichtung gilt als 

quellenmäßig gesichert.6 

 

Ernst Frowein, KZ-Arzt, 18.11.1946, Todesurteil 
 

Geb. am 25.8.1916 in Iserlohn, wohnhaft in Iserlohn. Von Beruf Chirurg, als solcher an der 

Universitätsklinik Kiel beschäftigt, seit 1936 Mitglied in der SS. Frowein war seit 1935 

Mitglied der NSDAP, tätig als SS-Hauptsturmführer, Anstaltsarzt im Zuchthaus 

Brandenburg. Bis 1942 SS-Truppenarzt im Fronteinsatz. Von August 1942 bis März 1943 

Lagerarzt und Chef der chirurgischen Abteilung im KZ Sachsenhausen. Ab Juli 1943 

Dienst bei der SS-Panzer Division „Totenkopf“, ab Juni 1944 Adjutant des Reichsarztes 

SS. Er wurde von der britischen Armee im Internierungslager Esterwegen inhaftiert, am 

7.6.1946 an die SMAD übergeben, am 27.9.1946 verhaftet und am 18.11.1946 aufgrund 

 
3 https://www.stsg.de/cms/dokstelle/auskuenfte/verurteilte-sowjetischer-militaertribunale-smt/todesurteile-
sowjetischer?suchwort=rambow&beginn=Name+beginnt+mit 
4  www.stsg.de 1928 
5 Andreas Weigelt / Klaus-Dieter Müller / Thomas Schaarschmidt u.a. (Hgg.): Todesurteile sowjetischer 
Militärtribunale gegen Deutsche (1944-1947). Göttingen 2015 
6 https://www.stsg.de/cms/dokstelle/auskuenfte/verurteilte-sowjetischer-militaertribunale-smt/todesurteile-
sowjetischer?page=1&suchwort=B 



Ukaz 43 vom SMT der Garnison Berlin zum Tode durch Erschießen verurteilt. Vorwurf: 

Kriegsverbrechen, KZ Sachsenhausen als Chef der chirurgischen Abteilung an der 

Ermordung von Häftlingen teilgenommen zu haben, darunter Sowjetbürger. In 37 Fällen 

an der Hinrichtung von Häftlingen durch Erhängen bzw. Erschießen teilgenommen, 

Experimente an Häftlingen, die daran verstarben, an Hinrichtung von 14 Sowjetbürgern 

beteiligt. Das Präsidium des Obersten Sowjets der UdSSR lehnte die Begnadigung ab. 

Das Urteil wurde am 7.1.1947 in Berlin vollstreckt.7 

 

Georg Wrazidlo, Student HUB, 12.12.1948, Urteil 25 Jahre Haft 
 
3.6.1917 - 3.8.1959 

Geb. in Gleiwitz (Schlesien / Gliwice, Polen); Vater Maschinensteller; kath. Grundschule in 

Gleiwitz; 1930-37 kath. Internatsschule in Neiße, Abitur; 1937 RAD, 1939 Wehrmacht, 

Oktober 1940 entlassen als Leutnant d. R.; 1941 erneute Einberufung u. 1942 als 

Oberleutnant abkommandiert zum Studium der Medizin in Breslau; Aufbau einer Gruppe 

von NS-Gegnern; November 1944 Verhaftung wegen „Wehrkraftzersetzung“, bis Januar 

1945 U-Haft im Polizeigefängnis Breslau, danach Haft in den KZ Groß-Rosen und 

Buchenwald, ab 20.4.1945 Strafbataillon; Anfang Mai 1945 freiwillig in amerikanischer 

Kriegsgefangenschaft. Ende Mai 1945 Entlassung. Rückkehr nach Gleiwitz, erfuhr dort, 

dass seine Mutter und eine Schwester von sowjetischen Soldaten erschossen worden sind, 

der Vater verstorben war und der Bruder an der Ostfront vermisst wurde. Er war Juli 1945 

Hilfsarzt in Breslau. Im Oktober 1945 Umzug nach Berlin, tritt hier der neu gegründeten  

CDU, bzw der Jungen Union bei; Wiederaufnahme des Medizinstudiums an der Berliner 

Universität. Er war Mitbegründer und Leiter der „Studentischen Arbeitsgemeinschaft“, in 

der alle zugelassenen Parteien vertreten waren; legte als Sprecher der Studentenschaft 

bei der Wiedereröffnung. der Berliner Universität am 29.1.1946 das „Gelöbnis der 

Studentenschaft“ ab. Am 5.5.1946 wurde er Initiator einer öffentlichen studentischen 

Protestaktion gegen kommunistische Symbole an der Universität, anschließend von der 

Funktion des Leiters der „Studentischen Arbeitsgemeinschaft“ enthoben; jedoch weiterhin 

aktiv in der studentischen Selbstverwaltung. Er hatte enge Kontakte zu amerikanischen 

Hochschuloffizieren. Am 13.3.1947 von der sowjetischen Besatzungsmacht verhaftet, 

kommt in U-Haft in Potsdam und Berlin-Hohenschönhausen. Am 12.12.1948 vom 

 
7 Andreas Weigelt / Klaus-Dieter Müller / Thomas Schaarschmidt u.a. (Hgg.): Todesurteile sowjetischer 
Militärtribunale gegen Deutsche (1944-1947). Göttingen 2015 
 



Sowjetischen Militärtribunal Berlin-Lichtenberg wegen „Spionage“ und „antisowjetischen 

Bestrebungen“ zu 25 Jahren Zwangsarbeit verurteilt. Bis Juli 1950 Haft im Zuchthaus 

Bautzen, dann wegen Beteiligung an einem Häftlingsaufstand verlegt nach Brandenburg-

Görden. Am 13.10.1956 Begnadigung und Freilassung; anschließend Fortsetzung des 

Studiums an der FU Berlin. 1958 medizinisches Staatsexamen. Er erhält 1958 das 

Bundesverdienstkreuz für bezeugte Verdienste als Hilfsarzt in den Haftanstalten Bautzen 

und Brandenburg. Wrazidlo stirbt durch einen nie aufgeklärten Verkehrsunfall 1959. Am 

30.9.1994 wird er durch die russische Generalstaatsanwaltschaft rehabilitiert.8 

 
Lothar Otter, Falke, 07.07.1949,  † 04.01.2016  Urteil 25 Jahre9 
 

•vor seiner Verhaftung wohnhaft in Berlin-Lichtenberg 
•Falkengruppenleiter des Bezirks 
•Verhaftung am 2. Mai 1949 
•inhaftiert in der Haftanstalt Bautzen bis 1955 
•ehemaliger Bundesvorsitzender des AvS 
•seit 1955 Mitglied der SPD 

 
 
Die Falken gründeten sich nach Kriegsende neu. Eine Zulassung als Kinder- und 

Jugendgruppe in der Sowjetischen Besatzungzone, erhielten sie nicht. Dadurch kam es 

auch zur stärkeren Beobachtung der Gruppe. Nachdem der Falken-Gruppenleiter 

Wolfgang Scheunemann am 9. September 1948 erschossen wird, werden auch weitere 

Mitglieder der Falken verhaftet. Sie werden 1949 unter anderem zu 25 Jahren Zuchthaus 

verurteilt. Darunter war auch Lothar Otter, Gerhard Sperlin und Günther Schlierf. Die 

Urteilsbegründung beruhte auf dem Vorwurf der "systematisch feindseliger Propaganda" 

und dem Lesen "feindlicher Zeitungen".  
 

 

8Biographische Angaben aus dem Handbuch "Wer war wer in der DDR?", https://www.bundesstiftung-
aufarbeitung.de/de/recherche/kataloge-datenbanken/biographische-datenbanken, Die Urheberrechte am 
Lexikon und aller seiner Teile liegen beim Ch. Links Verlag, s. auch: Ilko-Sascha Kowalczuk, Geist im 
Dienste der Macht: Hochschulpolitik in der SBZ/DDR 1945 bis 1961, Berlin 203, S. 490, Karl Wilhelm 
Fricke, Karl, Wilheim Peter Steinbach, Johannes Tuchel (Hg.), Opposition und Widerstand in der DDR: 
politische Lebensbilder, München 2002, S. 164ff. 

9??Hliger u.a. SMT 2, Sowjetische Militärtribunale, Band 2 von Günther Wagenlehner, Köln/Weimar 2001, 
S. 309ff,  
 



Über einen Kontakt der Eltern wurde Lothar Otter Mitglied der Falken. Später war er 

Falkengruppenleiter für den Bezirk Berlin-Lichtenberg. Aufgrund der Verhaftung seiner 

zwei Kameraden Günther Schlierf und Horst Glanck überlegten sich Otter und Gerhard 

Sperling, durch das Verteilen von Flugblättern ihren Protest auszudrücken. Auf diese 

Flugblätter druckten sie das berühmte Zitat von Rosa Luxemburg: 

"Die Freiheit ist immer die Freiheit der Andersdenkenden." Heimlich warfen sie die 

Flugblätter aus der anfahrenden S-Bahn im Ostberliner S-Bahnhof Friedrichstraße. 

Weitere Flugblätter verteilen sie in Westberliner Bahnhöfen und S-Bahnen die Richtung 

Ost-Berlin fuhren. 

Am 2. Mai 1949 wird Lothar Otter von der Ostberliner Polizei im Wohnsitz der Eltern 

verhaftet und dem sowjetischen Geheimdienst übergeben. Er wird durch die Sowjetische 

Besatzungszone vernommen und zu einem Geständnis gedrängt. Später werden bei einer 

Hausdurchsuchung die SPD-nahe Tageszeitung "Telegraf" und die Falken Zeitschrift 

"Solidarität" gefunden. Der ihm vorgeworfenen Tatbestand lautet: das Lesen von 

"feindlichen Zeitschriften", sowie das Betreiben von "systematisch feindseliger 

Propaganda". Im Juli 1949 werden er und noch drei weitere Kameraden zu je 25 Jahren 

Arbeitslager verurteilt und in das Speziallager Nr. 4 in Bautzen überführt. Lothar Otter ist 

später auch an dem Brief beteiligt, der aus dem Arbeitslager an die Öffentlichkeit gelangt 

und das Elend der Häftlinge in Bautzen schildert. 1955 wird er aus der Haft entlassen und 

geht nach West-Berlin. 

Zitert nach Nach: https://avs.spd.de/dokumente/lothar-otter/  
 

Günther Malkowsky, KgU, 16.04.1952, Todesurteil 
 
nach: Gerald Wiemers: Der Leipziger Theodor-Litt-Schüler Günter Malkowski10 

 

Noch zu Beginn der 50er Jahre verhängten Sowjetische Militärtribunale (SMT) auf dem 

Gebiet der „souveränen“ DDR hohe Lagerstrafen und fast tausend Todesurteile gegen 

meist junge Menschen. Die Denunziation und Festnahme erfolgte durch kommunistische 

deutsche Spitzel und die K 5, eine Vorläuferorganisation der Staatssicherheit der DDR. 

Verurteilt wurden hauptsächlich oppositionelle Mitglieder der neben der KPD bereits 1945 

 
10https://www.leipzig-lese.de/index.php?article_id=557 Dieser Artikel ist auf Bitte des Autors und mit 
freundlicher Genehmigung des Herausgebers, Herrn Jürgen Maruhn, übernommen aus: Freiheit und Recht 
Halbjahresschrift für streitbare Demokratie und Widerstand gegen Diktatur, Juni 2013/1. 
 



zugelassenen Parteien SPD, CDU und LDPD. Dabei hatten sich Moskaus Dialektiker eine 

Spezialbehandlung für den historischen „Hauptfeind“ SPD einfallen lassen, die dem 

internen Motto des KPD-Chefmanagers Walter Ulbricht entsprach: „Es muss demokratisch 

aussehen, aber in der Hand haben müssen wir's.“ Die SPD wurde durch eine unter 

Nutzung des mächtigen Faktors Angst psychologisch vorbereitete Scheinvereinigung mit 

der KPD 1946 vernichtet. Wer sich widersetzte und nicht rechtzeitig in die Westzonen 

entkam, wurde eingesperrt. Zu den Verhafteten gehörte der hochbegabte junge Student 

Günter Malkowski aus Berlin. Lange Zeit galt er als „verschollen“. Endgültige Klarheit über 

sein Schicksal konnte erst nach der friedlichen Revolution in der DDR und in 

Mittelosteuropa gewonnen werden. Dazu gehörte 

auch die zeitweilige Öffnung der russischen Archive in den frühen 90er Jahren. 

 

Günter Malkowski wurde am 25. Oktober 1926 in Berlin geboren. Die Eltern, der Diplom-

Kaufmann Alfred Malkowski und die Mutter Ilse, geb. Hennig, ließen sich allerdings schon 

zwei Jahre später scheiden. Günter blieb bei seiner Mutter und besuchte ab 1933 die 

Volksschule in Berlin und Anfang 1937 die Napola, eine nationalsozialistische 

lnternatsschule in Potsdam. „Der geistige Habitus dieser Erziehungsanstalt“, so resümiert 

er wenig später, „wurde durch das Bewusstsein des preußischen Kleinbürgers 

bestimmt.“ Mit Mittelschulabschluss verließ er diese NS-Eliteschule.11 Als Luftwaffenhelfer 

und beim Arbeitsdienst wurde er auf die Militärzeit vorbereitet. Dabei wird ihm die 

„Absurdität der nationalsozialistischen Ideologie“ bewusst. Er versucht sich eine fundierte 

Weltanschauung selbst zu erarbeiten, die sich zur „Triebfeder seiner späteren 

Studienabsichten“ verdichten soll. Einen gewissen geistigen Halt sucht er im „deutschen 

Idealismus von Kant bis Hegel.“12 

Im Januar 1944 wird er zur Kriegsmarine eingezogen. Das Kriegsende erlebt er in 

Norwegen. 

Seit 1943 ist seine Heimatadresse Taucha bei Leipzig. Dort lebten seine Mutter und der 

Stiefvater Paul Otto, der eine Gärtnerei besaß. Nach dem Zusammenbruch, dem Ende 

des Krieges, arbeitete Günter Malkowski als Waldarbeiter und Gärtner. Doch bald besucht 

er für kurze Zeit die Nikolai-Oberschule in Leipzig, die er als „Provisorium“ wahrnimmt. So 

ist er dankbar, als ihm im Zuge der Begabtenförderung „durch Herrn Prof. Theodor Litt die 

 
11  
 Freie Universität Berlin, Universitätsarchiv, Deutsche Hochschule für Politik, Immatrikulationsakte, 
Lebenslauf Albert Malkowski v. 24.April 1950, S.l. 
12 Ebd., 52-3. 



Möglichkeit zur Immatrikulation an der Leipziger Universität ermöglicht wurde.“ Litt war zu 

dieser Zeit Prüfungsleiter an der Zulassungsstelle für das Hochschulstudium. Malkowski 

schrieb sich für das Fach Kunstgeschichte am 21. November 1946 ein.13  Hier lehrten 

Johannes Jahn und Heinz Ladendorf, später Köln. Litt, dessen Lehrveranstaltungen er 

besuchte, las bis zu seinem Weggang 1947 Philosophie und Pädagogik. Die Finanzierung 

des Studiums ermöglichte ihm sein Stiefvater, wie er dankbar festhält.14 

„Mit der politischen Entwicklung in der Ostzone“, schreibt Malkowski, „geriet ich in einen 

immer größer werdenden inneren Widerstreit.“ Seit Dezember 1945 ist er Mitglied der SPD 

und lehnt im April 1946 den Eintritt in die SED ab. Malkowski nimmt die Auflösung der 

humanistischen Schulbildung wahr und sieht die bürgerliche Gesellschaftsmoral 

„zertrümmert“. Als er am 4. Januar 1949 das Schaufenster des ersten neu eröffneten 

„Freien Ladens“ der HO in Leipzig einschlägt - die überhöhten Preise mögen ihn dazu 

getrieben haben - ‚ folgt die Verhaftung durch die Volkspolizei und eine dreimonatige 

Untersuchungshaft, veranlasst durch die russische Staatsanwaltschaft und die K 5. 

Selbstkritisch nennt er die Tat einen „Amoklauf“. Man warf ihm Verbindung zum Ost-Büro 

der SPD und sowjetfeindliche Hetze vor. Ende März wird er entlassen und geht sofort 

nach Berlin (West). Damit war die Studienzeit in Leipzig beendet, obgleich das 

Exmatrikulationsdatum mit dem 24. Mai 1949 festgehalten ist. Als die VP erneut nach ihm 

fahndet, verlässt er Berlin und arbeitet in der Nähe von Bochum im Steinkohlenschacht. 

Seitdem engagiert er sich auch gewerkschaftlich. 

Ende Oktober 1949 verlassen die Eltern die DDR und ziehen nach Berlin (West). Sie 

fordern ihn auf, dorthin zurückzukehren. 15 

Zuletzt wohnt Günter Malkowski in Berlin-Wilmersdorf. Er bewirbt sich an der 

Philosophischen Fakultät der Freien Universität Berlin. Im Sommersemester l950 nimmt er 

das Studium an der Deutschen Hochschule für Politik auf, die 1959 als Otto-Suhr-Institut 

für Politikwissenschaften in die Freie Universität eingefügt wird. 

Am 9. September l95l wird er erneut verhaftet.16  Diesmal wird ihm die Beteiligung an einer 

Flugblattaktion der Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit (KgU)17 während der Leipziger 

 
13 Universitätsarchiv Leipzig, Studentenakte 80685 Günter Malkowski, Bl. 3, Begabtenprüfung. 
14 Wie Anm. 13, Lebenslauf Günter Malkowski v. 7.April 1949, Bl. 3. 
 
15  Freie Universität Berlin, Universitätsarchiv, Deutsche Hochschule für Politik, Immatrikulationsakte, 
Lebenslauf Albert Malkowski v. 24.April 1950, S.l. 
16  Jochen Staadt, Für die Freiheit. In: Freie Universität Berlin. Perspektiven. Bronzeskulptur von Volker 
Bartsch 2007, Berlin 2007. S.32. 



Messe vorgeworfen, sowie die Beteiligung bei der Schleusung eines Kuriers der 

ukrainischen Opposition durch die DDR. Das berüchtigte sowjetische Militärtribunal Nr. 

48240 verurteilt Günter Malkowski am 16. April 1952 wegen angeblicher „Spionage, 

antisowjetischer Tätigkeit und Propaganda und Mitgliedschaft in einer konterrevolutionären 

Organisation“ zum Tode durch Erschießen. Malkowski wurde, wie so viele andere, im Mai 

1952 von Berlin-Lichtenberg über Brest-Litowsk in die Sowjetunion gebracht. Ein 

Mithäftling hat ihn am 7. Mai 1952 auf dem Transport zuletzt lebend gesehen. Das 

Präsidium des Obersten Sowjets lehnt ein Gnadengesuch am 26. Juni 1952 ab. Das Urteil 

wird am 4. Juli 1952 in der Butyrka in Moskau vollstreckt, seine sterblichen Überreste 

verbrannt und die Asche anonym auf dem Friedhof des ehemaligen Klosters Donskoi bei 

Moskau bestattet.18 Auf Anfrage teilte die die sowjetische Botschaft in Bonn der Mutter von 

Günter Malkowski 1960 mit, ihr Sohn sei „1952 in sowjetischer Haft verstorben“. 

 

Leo Bauer, SED-Funktionär, 28.12.1952, zuerst Todesurteil, dann Begnadigung zu 25 
Jahren19 
 
Eigtl.: Eliezer Lippa Ben Jossip David ha Cohen 

18.12.1912 - 18.9.1972  

Geb. in Skalat (b. Tarnopol, Ostgalizien, Österr.-Ungarn/Ukraine) in einer jüdischen Familie; 

Vater Uhrmacher u. Goldwarenhändler (alle Angehörigen wurden später in dt. 

Vernichtungslagern ermordet); 1914 nach Pogromen Flucht der Familie nach Sachsen; 

aufgewachsen in Chemnitz, dort 1919-30 Realschule u. Gymnasium; 1925 dt. 

Staatsangehörigkeit; 1927 SAJ, 1928 SPD, 1930 Übersiedlung nach Berlin, dort 1930/31 

Privatunterricht, 1932 Abitur; 1931 SAP u. ab 1932 KPD; als Werkstudent 1932/33 

Studium der Rechtswissenschaft u. Nat.-Ökon. an der Universität Berlin, aus „rass. 

Gründen“ relegiert; 1932/33 Mitarbeiter der Abwehr des M-Apparates der KPD („Rudi“); 

März-Juni 1933 kurzzeitig inhaftiert; anschl. weiter für den M-Apparat tätig; Dez. 1933 

Emigration nach Prag, Febr. 1934 nach Paris („Plau“); hier aktiv in den „Freundeskreisen 

der dt. Volksfront“, ab 1935 in der Flüchtlingsarbeit; ab 1936 Sekretär der 
 

17  Vgl. Helmut Müller-Enbergs Rezension zu Enrico Heitzer, „Affäre Walter“. Die vergessene 
Verhaftungswelle. Berlin 2008. ln: H-Soz-u-Kult, 24.03.2009, <http://hsozkult.geschichte.<hu-
berlin.de/rezensionen/2009-l-240>. 
18„Erschossen in Moskau ...“ Die deutschen Opfer des Stalinismus auf dem Moskauer Friedhof Donskoje 
1950-1953, hrsg. von Arsenij Roginski ua., 2.Aufl. Berlin 2006, S.256. 
19Angaben aus dem Handbuch „Wer war wer in der DDR?“. Urheberrechte am Lexikon und aller seiner 

Teile liegen beim Ch. Links Verlag, https://www.bundesstiftung-
aufarbeitung.de/de/recherche/kataloge-datenbanken/biographische-datenbanken/leo-bauer 



„Zentralvereinigung der dt. Emigr.“ (ZVE); 1936 -39 Beigeordneter Sekretär beim 

Völkerbund-Hochkommissar für Flüchtlinge aus Deutschland in Paris, 1938/39 in Prag 

(„Rudolf Katz“), maßgeblich beteiligt an der Evakuierungsaktion von KPD-Kadern nach 

Großbritannien; Sept. 1939 in Paris verhaftet, in versch. Lagern interniert und zusammen 

mit Paul Bertz im Juli 1940 in die Schweiz geflohen; Vertrauensmann der KPD für die 

Westschweiz, Grenzarbeit nach Frankreich; lebte illegal unter der Identität eines 

Bankangestellten in Genf („Paul-Eric Perret“); Sept. 1942 Kontakte zum Office of Strategic 

Services (OSS) der USA (durch Noel H. Field); Okt. 1942 in Genf unter Spionageverdacht 

verhaftet; Okt. 1943 wg. Fälschung v. Ausweisen, nachrichtendienstliche Tätigkeit, 

Verletzung der Neutralität der Schweiz und kommunistische Betätigung zu zweieinhalb 

Jahren Gefängnis verurteilt; in Genf u. im Internierungslager Bascourt inhaftiert; Mai 1944 

vorzeitige Entlassung auf Bewährung; ab Juni 1944 Mitarbeiter der Bewegung „Freies 

Deutschland“ u. deren Leiter in der Region Westschweiz, Verbindungsmann zur illegalen 

Partei der Arbeit der Schweiz; Sekretär der KP-nahen Hilfsorganisation Centrale Sanitaire 

Suisse („Erwin Zoller“).Juli 1945 Rückkehr nach Dtl.; Beauftragter des Centrale Sanitaire 

Suisse in Frankfurt (Main); ab 1945 geheimer Mitarbeiter eines sowj. Nachrichtendienstes; 

1945/46 freier Mitarbeiter der „Frankfurter Rundschau“; 1945-49 Mitglied des Sekretariats 

der KPD-LL Hessen; 1946 Mitglied des Beratenden Landesausschusses und der 

verfassungsberatenden Versammlung Groß-Hessen, 1946-48 Abgeordneter im 

Hessischen Landtag, KPD-Fraktionsvorsitzender, Vizepräsident des Hessischen Landtags; 

1946/47 Hrsg. der KPD-Zeitschrift „Wissen u. Tat“; 1947 Verkehrsunfall und bis 1949 

Krankenhausaufenthalt in der SBZ; 1949/50 Chefredakteur des Deutschland-Senders; 

23.8.1950 wegen Verbindungen zu Noel H. Field und angeblich umfangreicher Hilfe für 

den „Klassenfeind“ aus der SED ausgeschlossen und zusammen mit seiner Ehefrau vom 

MfS verhaftet; Haft in den MfS-U-Haftanstalten Schumannstr. (Friedrich-Karl-Bunker) und 

Berlin-Hohenschönhausen sowie ab Aug. 1951 im MGB-Gefängnis in Berlin-Karlshorst, 

Folterungen durch deutsche und sowjetische Vernehmer; Dez. 1952 zusammen mit Erica 

Glaser vom sowjetischen Militärgericht in Berlin-Lichtenberg als „amerik. Spion“ zum Tode 

verurteilt; Jan. 1953 in die UdSSR deportiert und wartete dort in einer Todeszelle auf seine 

Hinrichtung; Juni 1953 begnadigt zu 25 Jahren Zwangsarbeit in Sibirien; Haft im Straflager 

Taischet, im Lager 013 b. Bratsk u. ab Nov. 1954 im Krankenlager Vichorevka; Okt. 1955 

in die Bundesrepublik Deutschland entlassen (aufgrund der dt.-sowj. Vereinbarung über 

Gefangenenrückführung); Herbst/Winter 1955/56 CIA-Befragungen; lebte in Frankfurt 

(Main), pol. Bildungsarbeit; 1956 SPD; 1957/58 Mitarbeiter der Illustrierten „Quick“; 1959 –

 61 freier Mitarbeiter, ab 1961 sozialpol. Red. des „Stern“; gehörte ab Mitte der 1960er 



Jahre zum Beraterkreis von Willy Brandt; ab 1967 Gesprächsführer im geheimen Dialog 

zw. SPD u. KPI in Rom; 1968 – 72 Chefredakteur der SPD-Zeitschrift. „Die Neue 

Gesellschaft“; ab 1969 politischer Mitarbeiter im Bundeskanzleramt, außenpolitischer 

Berater des Bundeskanzlers Willy Brandt in Fragen der Ost- u. Deutschland-Politik; 

schwere Erkrankung (Haftfolgeschäden), gest. in Bonn. 

 

 
2. Rehabilitierungsfälle von SMT-Verurteilten, die nach 1991 von der sowjetischen 
Militärjustiz rehabilitiert wurden20 

 
Peter Püschel 
Der Student Peter Püschel war Mitglied der CDU und pflegte Verbindungen zu 

studentischen Widerstandskreisen, zum Ost-Büro der CDU und zur Kampfgruppe gegen 

Unmenschlichkeit (KgU). Er war nach Westberlin geflohen, wurde aber später bei einer 

Flugblattaktion in Potsdam festgenommen, 1951 in Lichtenberg zum Tode verurteilt, 

schließlich in Moskau hingerichtet. Im Jahr 1999 haben ihn die russischen Behörden 

rehabilitiert. 

 

Fritz Storch 
Fritz Storch war ökonomischer Direktor des Reichsbahnfernmeldewerks in 

Oberschöneweide. Das SED-Mitglied wurde wegen abfälligen Bemerkungen gegen das 

SED-Regime, den Besitz einer Westzeitung und persönlichen Kontakten zu einem 

ehemaligen SS-Offizier verhaftet, 1951 in Lichtenberg zum Tode verurteilt, ebenfalls in 

Moskau hingerichtet. Auch er ist 1999 von russischen Organen rehabilitiert worden. 

 
3. Magdalenenstraße als Zuführungspunkt Ende der 1980er Jahre21 
 

Am Abend des 7. Oktobers 1989 kam dem Komplex zwischen Magdalenenstraße und 

Alfredstraße eine besondere Bedeutung zu. Hier war seit Ende der 1980er Jahre der 

„Zentrale Zuführungspunkt“ für Ostberlin, für erkennungsdienstliche Behandlung ohne 

Haftbefehl.  Zugeführt wurden in der Nacht 91 Personen (20 Frauen, 71 Männer). Damit 

war der Zuführungspunkt überbelegt. Die Vernehmer der Hauptabteilung IX konfrontierten 

 
20Auswahl Christian Booß, nach „Erschossen in Moskau ...“ Die deutschen Opfer des Stalinismus auf dem 
Moskauer Friedhof Donskoje 1950-1953, hrsg. von Arsenij Roginski ua., 2.Aufl. Berlin 2006. 
21nach Sebastian Stude, Haftanstalt Magdalenenstraße. MS 2019 



sie mit Vorwürfen, an einer „rowdyhaften Ansammlung“ teilgenommen, „böswillige 

Beschädigungen von Sachen“ unternommen und „grobe Belästigung“ begangen zu haben. 

Einem vorgegebenen Fragespiegel nach gingen die Vernehmer daran Handlungsabläufe 

und Motive zu rekonstruieren, Gründe für das widerständige Verhalten gegen die 

staatlichen Sicherheitskräfte und oppositionelle Hintergründe zu erfragen. 22  Im Stile 

politischer Schnellverfahren wurden noch im Laufe des 8. Oktobers 1989 die meisten 

wieder aus dem Zuführungspunkt entlassen, gegen sechs der zugeführten Männer wurden 

durch richterlichen Strafbefehl Haftstrafen zwischen drei und sechs Monaten erwirkt. Vier 

dieser Haftstrafen verhängte das Stadtbezirksgericht Berlin-Lichtenberg. Ein Fall betraf 

einen 23jährigen Tiefbauer; er war am 7. Oktober gegen 22 Uhr festgesetzt worden und 

gab laut Vernehmungsprotokoll der Stasi an, in der ersten Reihe einer Gruppe von der 

Gethsemanekirche im Prenzlauer Berg gen Ost-Berliner Stadtzentrum unterwegs 

gewesen zu sein, Parolen gerufen und Sicherheitskräfte in Zivil bei der Festnahme 

anderer behindert zu haben. Ein Richter am Stadtbezirksgericht Berlin-Lichtenberg urteilte 

ihn darum wegen „Rowdytum“ und „Missachtung der öffentlichen Ordnung“ noch am 8. 

Oktober aus der Untersuchungshaftanstalt Berlin-Lichtenberg heraus zu einer 

sechsmonatigen Haftstrafe.23 Unterhalb der Haftstrafe verhängte das Stadtbezirksgericht 

Berlin-Lichtenberg im Ergebnis weiterer Ermittlungsverfahren gegen drei Frauen und zwölf 

Männer Strafbefehle mit Geldstrafen zwischen 1000 Mark und 3000 Mark. Sämtliche 

ausgesprochenen Strafen bezogen sich auf den Paragrafen 215 des DDR-

Strafgesetzbuches, mit dem Rowdytum unter Strafe gestellt wurde. Noch hinzu kamen 

insgesamt 37 Ordnungsstrafverfügungen (12 Frauen und 25 Männer) zwischen 100 Mark 

und 500 Mark sowie acht Ordnungsgeldverfügungen (2 Frauen und 6 Männer) über je 20 

Mark, die die Volkspolizeiinspektion Berlin-Lichtenberg aussprach. Die übrigen 

Zugeführten wurden nach sogenannter „Sachverhaltsklärung“ straffrei aus dem Komplex 

zwischen Magdalenenstraße und Alfredstraße entlassen. Der Frauenanteil und die 

unterschiedlich ergangenen Strafen legen den Schluss nahe, dass Volkspolizei und 

Staatssicherheit am Abend des 7. Oktobers 1989 keinesfalls den harten Kern 

gewaltbereiter Randalierer verhafteten. Offenkundig nahmen die staatlichen 

Sicherheitsorgane willkürliche Verhaftungen vor. Damit sollte ein Exempel gegen die 

aufkommende öffentliche Protestbewegung statuiert werden, im Sinne der Sicherung der 

SED-Herrschaft. Stasi-Untersuchungshaftanstalt, Stadtbezirksgericht und 

Volkspolizeiinspektion in Berlin-Lichtenberg erfüllten dafür unterschiedliche 
 

22Notizen, o. Dat. (1989), BStU, MfS, HA IX, Nr. 23223, Bl. 4. 
23Haftbefehl v. 8.10.1989, BStU, MfS, HA IX, Nr. 25377, Bl. 12. Strafsache v. 8.10.1989, Ebda, Bl. 13-14. 
Strafbefehl v. 8.12.1989 (sic!), Ebda, Bl. 15-16. 



Teilfunktionen.24 

4. Fallbeispiele von Insassen der Haftanstalt Magdalenenstraße in MfS/SFS-
Verantwortung zwischen 1950-198925 

Fritz Sperling 

Fritz Sperling (Jg. 1911), gelernter Buchhalter, Mitglied des Kommunistischen 

Jugendverbandes, der Kommunistischen Partei, geriet nach der nationalsozialistischen 

Machtübernahme kurzzeitig in Gefangenschaft und emigrierte 1937 in die Schweiz, wo er 

wegen seiner politischen Tätigkeit 1941 in Haft kam. 1945 kehrte Sperling zurück nach 

Deutschland, wurde bayerischer KPD-Landesvorsitzender, 1950 stellvertretender KPD-

Vorsitzender in der Bundesrepublik. 1951 wurde er in der DDR verhaftet und in der Stasi-

Untersuchungshaftanstalt Berlin-Hohenschönhausen inhaftiert und körperlich misshandelt. 

Im Anschluss an eine mehrjährige Untersuchungshaft verurteilte ihn ein Gericht am 18. 

März 1954 als „Kriegsverbrecher, Faschist und Agent“ wegen „Verbrechen gegen den 

Frieden“ zu sieben Jahren Zuchthaus. 1956 wurde Sperling begnadigt, er verstarb im April 

1958 an den Haftfolgen. Die Registrierbücher der Stasi vermerken, das Sperling für den 

Zeitraum seines Prozesses von Oktober 1953 bis Mai 1954 in der zentralen 

Untersuchungshaftanstalt II in Berlin-Lichtenberg inhaftiert gewesen ist, anschließend von 

hier ins Zuchthaus Brandenburg-Görden überführt wurde und vor seiner Freilassung im 

Februar 1956 aus Brandenburg-Görden nach Berlin-Lichtenberg kam, von hier aus am 8. 

März 1956 entlassen wurde.26 

Herbert Crüger 

Herbert Crüger (Jg. 1911) hatte in der Weimarer Republik und im Nationalsozialismus 

wegen seines politischen Engagements mehrfach in Haft gesessen. Im Prager und 

Schweizer Exil arbeitete er für die Komintern. Nach dem Zweiten Weltkrieg war er KPD-

Funktionär in der Bundesrepublik und siedelte 1951 in die DDR über. Hier dozierte er am 

Institut für gesellschaftswissenschaftliches Grundstudium. Gemeinsam mit dessen 

Institutsdirektor Heinrich Saar beteiligte sich Crüger nach Stalins Tod und nach dem XX. 

 
24Übersicht (…) v. 10.11.1989, BStU, MfS, BV Berlin, Leitung, Nr. 21, Bl. 8-21. Argumentationshinweise 
(…) v. 6.12.1989, BStU, MfS, HA IX, Nr. 9795, Bl. 1-2. 
25nach Sebastian Stude, Haftanstalt Magdalentenstraße. MS 2019 
26 www.stiftung-hsh.de/geschichte/stasi-gefaengnis/haftschicksale/1950er-jahre/fritz-sperling/, 23.12.2018, 
11 Uhr. Herbert Crüger: Verschwiegene Zeiten. Vom geheimen Apparat der KPD ins Gefängnis der 
Staatssicherheit, Berlin 1990, S. 148, Karl Wilhelm Fricke: Akten-Einsicht. Rekonstruktion einer politischen 
Verfolgung, Berlin 1997, S. 108f., Registrierung von Insassen, 1953-58, BStU, MfS, Abt. XIV, Nr. 16775, Bl. 
98 u. 100. 



KPdSU-Parteitag innerhalb der Parteiorganisation des Instituts an Diskussionen um eine 

Demokratisierung der SED. Wie Saar gehörte Crüger zum Widerstandskampf gegen den 

Nationalsozialismus, war als Verfolgter des Naziregimes anerkannt. Nach dem Prozess 

gegen Wolfgang Harich, Walter Janka u. a. und nach der neuerlichen Verschärfung des 

politischen Kurses durch Walter Ulbricht während der 30. Tagung des SED-

Zentralkomitees im Januar/Februar 1957 sahen sich Crüger und Saar dem Vorwurf des 

Revisionismus ausgesetzt. Am 12. März 1958 verhafteten zwei Stasi-Offiziere Herbert 

Crüger. Nach seiner ersten Vernehmung im Ministeriumskomplex in der Normannenstraße 

wurde er am Abend des gleichen Tages in die gegenüberliegende Stasi-

Untersuchungshaftanstalt II Berlin-Lichtenberg gebracht. An die Haftbedingungen hier 

erinnerte er sich: „Die Zelle. Zwei Drittel des Raumes nahm eine Pritsche ein, die bis zur 

Fensterwand ging und notfalls zwei bis drei Häftlingen Platz bot. Ein Gefangener hat 

immer die Neigung, in seiner Zelle umherzugehen, weil er sonst keine Bewegung hat. 

Aber in dieser Zelle konnte man von einer zur anderen Wand nur zweieinhalb Schritte 

machen, dann musste man umkehren, während man in einer normalen Zelle fünf bis 

sechs Schritte machen kann. Wie kann man Menschen für mehr als einen Tag in eine 

solche Zelle einsperren?“ Tags darauf kam Crüger kurz vor einen Richter, der 

Untersuchungshaft verhängte. Daraufhin wurde er am 14. März in die zentrale Stasi-

Untersuchungshaftanstalt I nach Berlin-Hohenschönhausen gebracht. In den folgenden 

Vernehmungen wollte ihm die Geheimpolizei abringen, eine staatsfeindliche Gruppe mit 

dem Ansinnen einer Verfassungsänderung und Abschaffung des Sozialismus gebildet zu 

haben. Von seinen Vernehmungen in Berlin-Hohenschönhausen erinnerte sich Crüger an 

überdimensionale Stalin-Portraits noch mehrere Jahre nach der von Chruschtschow 

eingeläuteten Entstalinisierung und an Umstände, die seinen erlittenen Erfahrungen mit 

der Gestapo ähnelten. Ende Dezember 1958 wurden Herbert Crüger und Heinrich Saar 

von einem Gericht wegen Staatsverrats zu acht Jahren Zuchthaus verurteilt. Crüger kam 

zunächst nach Brandenburg und später nach Bautzen in Haft. Auf ein Gnadengesuch hin 

kam er am 27. März 1961 von Bautzen in die zentrale Stasi-Untersuchungshaftanstalt II in 

Berlin-Lichtenberg, hier wurde er am 1. April 1961 aus der Haft entlassen.27 

 
27 Herbert Crüger: Verschwiegene Zeiten. Vom geheimen Apparat der KPD ins Gefängnis der 
Staatssicherheit, Berlin 1990, S. 148-176, Walter Janka: Die Unterwerfung. Eine Kriminalgeschichte aus der 
Nachkriegszeit, München 1994, S. 58, Ehrhart Neubert: Geschichte der Opposition in der DDR 1949-1989, 
Bonn 1997, S. 114, Registrierung von Insassen, 1953-58, BStU, MfS, Abt. XIV, Nr. 16775, Bl. 17. Ebda, Nr. 
16797, Bl. 120. 



Heinz Brandt 

Auch Heinz Brandt (Jg. 1909) ist ein Beispiel, dass Kommunisten im Nationalsozialismus 

und in der DDR in Haft kamen. Wegen seiner KPD-Mitgliedschaft und Anfertigung der 

illegalen Betriebszeitung Siemens-Lautsprecher verbrachte Brandt in der ersten deutschen 

Diktatur des 20. Jahrhunderts ab Dezember 1934 elf Jahre in Haft – im Zuchthaus, in den 

Konzentrationslagern Sachsenhausen, Auschwitz und Buchenwald. In der zweiten 

deutschen Diktatur des 20. Jahrhunderts verbrachte er noch einmal drei Jahre in Haft. Bis 

zum Juni 1953 war Brandt SED-Funktionär in Ost-Berlin. Nach Stalins Tod unterstützte er 

den „Neuen Kurs“. Die Solidarisierung mit den Streikenden am 17. Juni beendete seine 

Parteikarriere. Von der Offenlegung der stalinistischen Verbrechen im Zuge des XX. 

KPdSU-Parteitages 1956 getroffen, ging er 1958 in den Westen und engagierte sich hier in 

der Gewerkschaft. Zwei Monate vor dem Bau der Berliner Mauer wurde Heinz Brandt im 

Juni 1961 von der Stasi aus West-Berlin entführt und in die zentrale 

Untersuchungshaftanstalt I nach Berlin-Hohenschönhausen gebracht. In einem 

Geheimprozess wurde er 1962 wegen „schwerer Spionage in Tateinheit mit 

staatsgefährdender Propaganda und Hetze im schweren Fall“ zu 13 Jahren Zuchthaus 

verurteilt. Eine internationale Solidaritätskampagne u. a. vom Deutschen 

Gewerkschaftsbund und Amnestie International bewirkte seine Freilassung im Mai 1964. 

Laut den Registrierbüchern der Stasi war Heinz Brandt im Zeitraum vom 17. bis zum 27. 

Januar zwischenzeitlich in der zentralen Untersuchungshaftanstalt II in Berlin-Lichtenberg 

inhaftiert.28 

Helene Barczatis und Karl Laurenz 

Helene Barczatis (Jg. 1912) arbeitete nach 1945 in der Hauptabteilung Kohle des 

Ministeriums für Industrie, ab April 1950 als Chefsekretärin von Ministerpräsident Otto 

Grotewohl und ab Juni 1953 in der Abteilung Industrie, Handel und Verkehr im Sekretariat 

des Ministerpräsidenten. Sie gab berufliche Unterlagen über einen Mittelsmann, den 

Journalisten und promovierten Juristen Karl Laurenz (Jg. 1905), an die O 

rganisation Gehlen. Reinhard Gehlen selbst erinnerte sich in den 1970er Jahren an 

Helene Barczatis als „Spitzen-Quelle“, die der westdeutsche Geheimdienst unter dem 

Decknamen „Gänseblümchen“ geführt habe. Seit Juni 1951 überwachte die Stasi 

Barczatis und Laurenz in einem Gruppenvorgang. Am 4. März 1955 verhaftete die 
 

28Vgl. Manfred Wilke: Heinz Brandt, in: Ilko-Sascha Kowalczuk/Tom Sello (Hg.): Für ein freies Land mit 
freien Menschen. Opposition und Widerstand in Biographien und Fotos, Berlin 2006, S. 130-132. 
www.stiftung-hsh.de/geschichte/stasi-gefaengnis/haftschicksale/1960er-und-1970er-jahre/heinz-brandt/, 
23.12.2018, 9.50 Uhr. Registrierung von Insassen, 1960-68, BStU, MfS, Abt. XIV, Nr. 16776, Bl. 6. 



Geheimpolizei beide wegen Spionage getrennt voneinander, brachte beide auf die 

Inspektion der Volkspolizei in Berlin-Lichtenberg, von dort in die zentrale 

Untersuchungshaftanstalt II in Berlin-Lichtenberg und wenige Tage später in die zentrale 

Untersuchungshaftanstalt I in Berlin-Hohenschönhausen. Es folgten mehrere Monate 

Untersuchungshaft samt wochenlangen Nachtvernehmungen. Am 23. September 1955 

verurteilte das Oberste Gericht der DDR Helene Barczatis und Karl Laurenz wegen 

Spionage für die Organisation Gehlen zum Tode. In den Morgenstunden des 23. 

Novembers 1955 wurden beide durch das Fallbeil in Dresden hingerichtet. 29 

Karl-Wilhelm Fricke 

Karl-Wilhelm Fricke (Jg. 1929) floh 1949 aus ostdeutschem Polizeigewahrsam in den 

Westen, studierte hier Politikwissenschaft und arbeitete als Journalist zu Themen wie der 

Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit, dem Untersuchungsausschuss Freiheitlicher 

Juristen und politischer Verfolgung in der DDR. Anfang April 1955 ließ ihn die Stasi in 

West-Berlin betäuben und entführte ihn nach Ost-Berlin. Nach 15 Monaten in der 

zentralen Stasi-Untersuchungshaftanstalt I in Berlin-Hohenschönhausen samt Einzelhaft 

und stundenlangen Tag- und Nachtvernehmungen verurteilte das Oberste Gericht der 

DDR Fricke in einem Geheimprozess wegen Spionage für die Organisation Gehlen bzw. 

wegen Kriegshetze am 11. Juli 1956 zu vier Jahren Zuchthaus. Dabei profitierte Fricke 

noch vom zwischenzeitlichen XX. KPdSU-Parteitag und der 3. SED-Parteikonferenz sowie 

dem damit verbundenen politischen Tauwetter – ursprünglich hatte die DDR-

Generalstaatsanwaltschaft im Frühjahr 1955 gegen ihn noch eine Freiheitsstrafe von 15 

Jahren Zuchthaus erwogen. Knapp zwei Wochen vor dem angesetzten Prozess verlegte 

ihn die Stasi am 29. Juni 1956 von der zentralen Untersuchungshaftanstalt I in Berlin-

Hohenschönhausen in die zentrale Untersuchungshaftanstalt II nach Berlin-Lichtenberg. 

Hier kam er erstmals mit seinem berufenen Pflichtverteidiger, Friedrich Wolf, zusammen. 

Nach seiner Verurteilung kam er am 27. Juli aus der Stasi-Untersuchungshaft in Berlin-

Lichtenberg zunächst in Brandenburg-Görden und später in Bautzen II in Einzelhaft. Im 

März 1959 wurde Fricke nach West-Berlin entlassen. In der Bundesrepublik arbeitete er 

anschließend als Journalist und verfasste mehrere Standardwerke zu politischer 

Verfolgung in der DDR.30 

 
29  
 Fricke, Akten-Einsicht, S. 108 f. Fricke/Engelmann, „Konzentrierte Schläge“, S. 181-194. Registrierung von 
Insassen, 1953-58, BStU, MfS, Abt. XIV, Nr. 16795, Bl. 18. 
30  www.stiftung-hsh.de/geschichte/stasi-gefaengnis/haftschicksale/1950er-jahre/karl-wilhelm-fricke/, 
23.12.2018, 10 Uhr. Fricke, Akten-Einsicht, S. 42-105 u. 153. Fricke/Engelmann, „Konzentrierte Schläge“, S. 
214-221. Registrierung von Insassen, 1953-58, BStU, MfS, Abt. XIV, Nr. 16775, Bl. 30. 



Kurt Wünsche 

Kurt Wünsche (Jg. 1929) trat als Schüler der LDPD bei, arbeitete ab 1951 als 

Hauptabteilungsleiter beim Parteivorstand. Anfang Dezember 1953 verhaftete ihn die Stasi 

wegen Vorwürfen, Kontakte zur westdeutschen Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit 

und zum Ost-Büro der SPD zu haben, brachte ihn zunächst in die zentrale 

Untersuchungshaftanstalt II in Berlin-Lichtenberg und tags darauf in die zentrale 

Untersuchungshaftanstalt I in Berlin-Hohenschönhausen. Nach vier Monaten Haft musste 

die Geheimpolizei ihre Vorhalte aufgeben und Wünsche entlassen, als Haftentschädigung 

erhielt er 2000 Mark. Nach Jura-Studium und Promotion war Wünsche zwischen 1954 und 

1972 Volkskammerabgeordneter, zwischen 1967 und 1972 Minister für Justiz, er beteiligte 

sich in dieser Funktion an der Verschärfung des politischen Strafrechts.31 

Walter Janka 

Walter Janka (Jg. 1914) ist ein weiteres Beispiel, dass Kommunisten im 

Nationalsozialismus und in der DDR-Opfer politischer Verfolgung wurden. Janka lernte 

Schriftsetzer, kam wegen seiner KPD-Mitgliedschaft 1933 ins Zuchthaus Bautzen und ins 

Konzentrationslager Sachsenhausen, wurde 1935 aus Deutschland ausgewiesen. Janka 

ging in die Illegalität, beteiligte sich auf Seiten der Internationalen Brigaden am 

Spanischen Bürgerkrieg, war zwischen 1939 und 1941 in Frankreich interniert und floh 

schließlich nach Mexiko. 1947 kehrte er nach Deutschland zurück, wurde Funktionär in der 

SED und Generaldirektor der DEFA.1952 übernahm Janka die Leitung des Aufbau-

Verlages, nach dem Tod Stalins 1953 engagierte er sich für einen demokratischen 

Sozialismus und menschlichere Verhältnisse in der DDR. Daraufhin wurde er am 6. 

Dezember 1956 von der Stasi an seinem Arbeitsplatz mit dem Vorhalt verhaftet, eine 

staatsfeindliche Gruppe zum Sturz der DDR-Regierung und des SED-Politbüros zu leiten. 

Janka ebenso wie andere kamen in die zentrale Stasi-Untersuchungshaftanstalt I in Berlin-

Hohenschönhausen in Haft. Ähnlich wie kurze Zeit nach ihm Herbert Crüger war auch 

Walter Janka verblüfft, als ihn hier bei seiner Einlieferung ein überdimensionales Stalin-

Portrait entgegenblickte – die drei Jahre nach dem Tod des sowjetischen Diktators aus der 

ostdeutschen Öffentlichkeit längst verbannt gewesen sind. Wegen konterrevolutionärer 

Verschwörung erging gegen Janka Ende Juli 1957 ein Gerichtsurteil über fünf Jahre 

Zuchthaus. Nach der Urteilsverkündung kam er zunächst in die zentrale 

Untersuchungshaftanstalt II nach Berlin-Lichtenberg. Am 5./7. Februar 1958 wurde er von 

 
31www.stiftung-hsh.de/geschichte/stasi-gefaengnis/haftschicksale/1950er-jahre/kurt-wuensche/, 23.12.2018, 
10.45 Uhr. Registrierung von Insassen, 1953-58, BStU, MfS, Abt. XIV, Nr. 16775, Bl. 121. 



hier – zum wiederholten Male in seinem Leben – ins Zuchthaus Bautzen eingeliefert. An 

die Fahrt dorthin im Gefangenentransportwagen erinnerte er sich später: „Obwohl Janka 

schon schlimme Dinge erlebt hatte, eine solche Fahrt war ihm nie zuvor zugemutet 

worden. Er empfand Scham darüber, dass solche Prozeduren im Sozialismus möglich 

sind.“32 Und während seiner Einzelhaft in Bautzen selbst grübelte er: „Nie zuvor, auch in 

der Nazizeit nicht, war er so verbittert wie in dieser elenden Zelle, in der er täglich 

vierundzwanzig Stunden über seine Vergangenheit und Zukunft nachdenken musste. Er 

wollte und konnte nicht begreifen, warum sie ihn so behandelten.“33 Janka wurde 1960 aus 

der Haft entlassen.34 

Wolfgang Harich 

Wolfgang Harich (Jg. 1923) kam über seine KPD-Mitgliedschaft in die SED. Seit 1948 

dozierte er über Philosophie an der Humboldt-Universität zu Berlin, zwischen 1952 und 

1954 hatte er eine Professur inne, ab 1954 war er stellvertretender Cheflektor im Aufbau-

Verlag. In der Partei engagierte er sich nach dem XX. KPdSU-Parteitag 1956 für die 

Überwindung von Stalinismus und Dogmatismus für einen demokratischen Sozialismus. 

Deutschlandpolitisch kultivierte er Vorstellungen einer raschen deutschen Einheit und 

einem eigenen deutschen Weg zum Sozialismus. In diesem Zusammenhang nahm Harich 

auch Kontakte zur SPD in der Bundesrepublik auf, der er die Aufgabe einer 

antikapitalistischen und antifaschistischen Politik im Westen zuschrieb. Seine damals 

verfassten Schriften gelten als bedeutende Oppositionstexte in der DDR. Am 29. 

November 1956 wurde Harich nach Rückkunft von einer Hamburg-Reise (u. a. Gespräche 

mit Rudolf Augstein) von der Stasi in seiner Wohnung verhaftet und in die 

Untersuchungshaftanstalt nach Berlin-Hohenschönhausen gebracht. Im März 1957 

verurteilte ihn ein Gericht wegen „Bildung einer konspirativ-

staatsfeindlichen/konterrevolutionären Gruppe“ zu zehn Jahren Zuchthaus. Nach seinem 

Prozess war Harich zwischen August 1957 und bis zu seiner Einlieferung ins Zuchthaus 

Bautzen im Januar 1958/59 im Komplex zwischen Magdalenenstraße und Alfredstraße in 

Berlin-Lichtenberg inhaftiert. Aus der Haft in Bautzen II wurde er 1964 entlassen.35 

 
32Walter Janka: Schwierigkeiten mit der Wahrheit, Reinbek bei Hamburg 1990, S. 105f. 
33Janka, Schwierigkeiten mit der Wahrheit, S. 110. 
34www.stiftung-hsh.de/geschichte/stasi-gefaengnis/haftschicksale/1950er-jahre/walter-janka/, 23.12.2018, 11 
Uhr. Janka, Schwierigkeiten mit der Wahrheit, S. 62-68. Ders., Die Unterwerfung, S.  20-28 u. 69 f. 
Registrierung von Insassen, 1953-58, BStU, MfS, Abt. XIV, Nr. 16775, Bl. 50. 
35Guntolf Herzberg: Wolfgang Harich, in: Ilko-Sascha Kowalczuk/Tom Sello (Hg.): Für ein freies Land mit 
freien Menschen. Opposition und Widerstand in Biographien und Fotos, Berlin 2006, S. 133-135. 
www.stiftung-hsh.de/geschichte/stasi-gefaengnis/haftschicksale/1950er-jahre/wolfgang-harich/, 23.12.2018, 
10 Uhr. Janka, Schwierigkeiten mit der Wahrheit, S. 45 ff. Ehrhart Neubert: Geschichte der Opposition in der 



Thomas Auerbach 

Thomas Auerbach (Jg. 1947) verweigerte sich der Wehrpflicht, lehnte einen 

Werbungsversuch als Inoffizieller Mitarbeiter für die Stasi ab und absolvierte eine Lehre 

als Elektromonteur. Als Diakon bei der evangelischen Kirche baute er ab 1971 die Offene 

Arbeit in Jena auf, widmete sich der Sozialarbeit mit nonkonformen Jugendlichen, schuf 

Räume für nonkonforme und verbotene Literatur und Musik, setzte sich mit 

reformsozialistischen und basisdemokratischen Konzepten auseinander. 1975 trat 

Auerbach in die CDU der DDR ein. Als Reaktion auf die Ausbürgerung von Wolfgang 

Biermann organisierte Auerbauch am 18. November 1976 eine Unterschriftensammlung. 

Einer Inhaftierungswelle in Jena fielen tags darauf und in den kommenden Wochen 

mehrere Dutzend Personen – unter ihnen er selbst, Wolfgang Hinkeldey, Marian Kirstein, 

Gerd Lehmann, Bernd Markowsky und Walfred Meier – zum Opfer. Die Ermittler der Stasi 

warfen ihnen staatsfeindliche Hetze und staatsfeindliche Gruppenbildung vor. Nach 

mehreren Monaten Untersuchungshaft und angesichts drohender zwölf Jahre Haft wählten 

die Genannten den Weggang in die Bundesrepublik. Aus der Stasi-

Untersuchungshaftanstalt im Bezirk Gera kamen sie dafür am 26. August 1977 in die 

zentrale Untersuchungshaftanstalt II in Berlin-Lichtenberg, von hier wurden sie am 2. 

September 1977 nach West-Berlin abgeschoben. In den Registrierbüchern der Stasi ist 

dazu hinter ihren Namen der Vermerk „Aktion Entlassung“ notiert.36 

Jürgen Fuchs 

Jürgen Fuchs (Jg. 1950) wandelte sich vom Marxisten und Anhänger eines Sozialismus 

mit menschlichem Antlitz zu einem maßgeblichen Vertreter und Unterstützer der DDR-

Opposition in den 1970er und 1980er Jahren. Ab 1971 studierte er Psychologie in Jena, 

1973 wurde er Mitglied der SED und 1975 nach Verwarnungen und Disziplinierung wegen 

„feindlicher Angriffe auf die Grundlagen der sozialistischen Gesellschaft“ aus der Partei 

ausgeschlossen. Im Sommer 1975 folgte seine Exmatrikulation. Fuchs pflegte intensive 

Kontakte zu Wolfgang Biermann und Robert Havemann. Im November 1976 initiierte 

Fuchs Proteste gegen Biermanns Ausbürgerung aus der DDR. Daraufhin wurde er am 19. 

November verhaftet, von drei Stasi-Offizieren mit einem PKW zur Erstvernehmung in den 
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Komplex zwischen Magdalenenstraße und Alfredstraße in Berlin-Lichtenberg gebracht und 

kam anschließend noch am gleichen Tag wegen „staatsfeindlicher Hetze“ in die zentrale 

Stasi-Untersuchungshaftanstalt I Berlin-Hohenschönhausen in Haft. Für die Sprecher mit 

seinem Rechtsanwalt Wolfgang Vogel und die Besuche seiner Frau wurde er mit 

Handschellen gefesselt in einem kleinen Gefangenentransportwagen wie im 

„Schließfach“ in den Komplex zwischen Magdalenenstraße und Alfredstraße nach Berlin-

Lichtenberg gebracht. Nach mehrmonatiger Untersuchungshaft schob die DDR Jürgen 

Fuchs am 26. August 1977 nach West-Berlin ab.37 

Ulrike Poppe 

Ulrike Poppe (Jg. 1953) brach 1973 ihr Pädagogikstudium ab, um Psychologie zu 

studieren – was ihr verwehrt wurde. Sie arbeitete als Hilfspflegerin in der Charité und ab 

1976 am Berliner Museum für Deutsche Geschichte. Poppe bewegte sich in einem Umfeld, 

das kritisch über Gesellschaft und Politik in der DDR debattierte. Anfang der 1980er Jahre 

baute sie einen „Kinderladen“ als Modell staatlich unabhängiger Kleinkindbetreuung auf, 

der Ende 1983 verboten wurde. In der Gruppe „Frauen für den Frieden“ engagierte sie 

sich seit Anfang der 1980er Jahren gegen die weitere Militarisierung der Gesellschaft. Am 

12. Dezember 1983 wurde sie – ähnlich wie Bärbel Bohley und zwei weitere Frauen – 

wegen des Vorwurfs landesverräterischer Nachrichtenübermittlung durch die Stasi in den 

Komplex zwischen Magdalenenstraße und Alfredstraße gebracht. Hier folgt eine 

zwölfstündige Erstvernehmung bis in den folgenden Morgen hinein, nach vier Stunden 

Pause schließt eine neuerliche siebenstündige Vernehmung an. Die 

Befragungsergebnisse waren für die Stasi mager, dennoch verfügte ein Richter am 13. 

Dezember die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens und verhängte Untersuchungshaft. 

Dafür kam Poppe in die zentrale Untersuchungshaftanstalt I in Berlin-Hohenschönhausen. 

Es war ein Interview mit einer westlichen Journalistin über die Situation von Frauen in der 

DDR gewesen, das der Geheimpolizei als Vorwand galt, um gegen Poppe den Vorwurf 

landesverräterischer Nachrichtenübermittlung zu erheben. Beide musste die 

Geheimpolizei wegen Protesten diesseits und jenseits der DDR auf Verfügung des 

Generalstaatsanwaltes am 24. Januar 1984 wieder freilassen. 1985/86 zählte Ulrike 

Poppe zu den Mitbegründern der „Initiative für Frieden und Menschenrechte“ (IFM), im 
 

37Wolfgang Templin: Jürgen Fuchs, in: Ilko-Sascha Kowalczuk/Tom Sello (Hg.): Für ein freies Land mit 
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September 1989 zu den Mitbegründern von „Demokratie Jetzt“ (DJ).38 

Wolfgang Rüddenklau 

Wolfgang Rüddenklau (Jg. 1953), inspiriert durch den Anarchismus und engagiert für 

kritischen Journalismus, gründete die Umweltbibliothek bei der Berliner Zionskirche mit. 

Die entwickelte sich in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre zu einem Knotenpunkt im 

Netzwerk der DDR-Opposition. Zuvor verweigerte Rüddenklau den Wehrdienst mit der 

Waffe, begann ein Theologiestudium und absolvierte eine Ausbildung zur kirchlichen 

Kinder- und Jugendarbeit. Rüddenklau ging einfachen Beschäftigungen wie Pfleger, 

Friedhofsarbeiter, Pförtner, Nachtwächter und Hausmeister nach. In der ersten Hälfte der 

1980er Jahre gründet er den Friedens- und Umweltkreis der Glaubenskirche in Berlin-

Lichtenberg mit. Das Engagement für Umweltschutz und Demokratie fielen seiner 

Auffassung nach in eins. Im September 1986 gehörte er darum zu den Gründern der 

Umweltbibliothek und war maßgebliches Redaktionsmitglied der Samisdatschrift 

Umweltblätter. In der Nacht vom 24. auf den 25. November 1987 überfiel die Stasi die 

Umweltbibliothek im Rahmen der „Aktion Falle“, brachte mehrere Aktivisten der 

nichtstaatlichen Umweltbewegung zur Erstvernehmung in die zentrale 

Untersuchungshaftanstalt II in Berlin-Lichtenberg. Von denen warf die Geheimpolizei 

Wolfgang Rüddenklau und Bert Schlegel den Druck der illegalen IFM-Zeitschrift Grenzfall 

sowie staatsfeindliche Gruppenbildung vor und nahm beide nach ihren Erstvernehmungen 

in Berlin-Lichtenberg in die zentrale Untersuchungshaftanstalt I in Berlin-

Hohenschönhausen in Haft – musste sie jedoch am 28. November wieder freilassen, weil 

ihnen staatlicherseits der Druck der illegalen Zeitschrift nicht nachgewiesen werden konnte 

und nichtstaatliche Friedens- und Umweltgruppen basisdemokratische Solidaritätsaktionen 

initiierten.39 
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4.  Verurteilungen auf politischen Gründen im Stadtbezirksgericht Lichtenberg - 
Biographische Beispiele40 

 
Fall Edda Schönherz (Jg. 1944) 
Schönherz absolvierte in der DDR eine Ausbildung als Journalistin und arbeitete ab Ende 

der 1960er Jahre als Moderatorin und Ansagerin für das Fernsehen. Im Sommer 1974 

suchte sie während eines Urlaubsaufenthaltes in Ungarn die Botschaften der 

Bundesrepublik, der USA und Großbritanniens dort auf, um sich zu den Möglichkeiten 

ihrer Ausreise aus der DDR zu informieren. Nach ihrer Rückkehr aus Ungarn führte die 

Stasi sie am 9. September 1974 aus ihrem Ost-Berliner Haus zur „Klärung eines 

Sachverhaltes“ in den Komplex zwischen Magdalenenstraße und Alfredstraße zu, mehrere 

Tage und stundenlange Vernehmungen bis in die Nacht später ordnete ein Richter wegen 

dringenden Tatverdachts des illegalen Verlassens der DDR Untersuchungshaft an und 

Schönherz gelangte in die zentralen Untersuchungshaftanstalt I in Berlin-

Hohenschönhausen. Dorthin kam sie in einem zum Gefangenentransportwagen 

umgebauten Kleintransporter der Marke Barkas, in dem sie in der Folge auch zu ihren 

Besuchsterminen in die zentrale Untersuchungshaftanstalt II nach Berlin-Lichtenberg 

befördert wurde. Nach mehr als drei Monaten Untersuchungshaft folgte am 23. Dezember 

1974 der Verhandlungstermin in ihrer Sache vor dem Stadtbezirksgericht Berlin-

Lichtenberg. Wenige Tage vor dem angesetzten Termin sprach sie erstmals ihren Anwalt, 

der ihr kaum Hoffnung und stattdessen die Aussicht auf eine mehrjährige Haftstrafe 

machte. Unter Anwesenheit ihrer Stasi-Vernehmer, weniger Schöffen und einer 

Staatsanwältin verurteilte eine Richterin Schönherz wegen „staatsfeindlicher 

Verbindungsaufnahme“ zu drei Jahren Zuchthaus. Die ausgesprochene Strafe musste sie 

– getrennt von ihren beiden Kindern – im Frauengefängnis Hoheneck verbüßen.41 

 

Fall Vera Wollenberger (Lengsfeld) 
Ein Beispiel für die Kooperation von Stasi und Stadtbezirksgericht Berlin-Lichtenberg in 

den späten 1980er Jahren war der Fall Vera Wollenberger (Jg. 1952, heute Vera 

Lengsfeld). Wollenberger wollte sich an der staatlichen Luxemburg-Liebknecht-

Demonstration am 17. Januar 1988 mit einem eigenen Plakat beteiligen, auf dem der erste 
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Satz aus Artikel 27 der DDR-Verfassung „Jeder Bürger der DDR hat das Recht, seine 

Meinung frei und öffentlich zu äußern“ geschrieben war. Schon vor Erreichen der 

Demonstration wurde sie von staatlichen Sicherheitskräften festgesetzt und gemeinsam 

mit anderen in die Strafvollzugsanstalt Rummelsburg gebracht, vernommen und 

anschließend mit einem Gefangenentransporter in die zentrale Untersuchungshaftanstalt I 

nach Berlin-Hohenschönhausen gebracht. Nur wenige Tage später fanden am 27. und 28. 

Januar 1988 Hauptverhandlung und Urteilsverkündung am Stadtbezirksgericht Berlin-

Lichtenberg statt. Wollenberger war anfangs wegen Rowdytum angeklagt, ihr drohte damit 

– so bekräftigte ihr Rechtsanwalt Wolfgang Schnur – eine mehrjährige Haftstrafe. 

Frühmorgens wurde Wollenberger aus der Untersuchungshaft in Berlin-

Hohenschönhausen ins Gericht nach Lichtenberg transportiert, hier bis zum 

Prozessbeginn mehrere Stunden in einer kleinen Zelle arrestiert. Die eigentliche 

Verhandlung fand – so Wollenbergers Erinnerung – in einem kleinen Raum „ganz unterm 

Dach“ statt, in dem gerade Richter, zwei Schöffen, Staatsanwalt, Verteidiger und fünf – 

offenkundig bestellte – Zuschauer Platz hatten. Von einer öffentlichen Verhandlung konnte 

keine Rede sein. Für den Berlin-Brandenburgischen Bischof und Wollenbergers damaligen 

Ehemann mussten eigens zwei Sitzgelegenheiten herbeigeholt werden, damit wenigstens 

sie am Prozess teilnehmen konnten. Anderen wurde die Prozessteilnahme schlicht 

untersagt. Während der laufenden Verhandlung bog dann der Richter den unhaltbaren 

Straftatvorwurf Rowdytum in Zusammenrottung ab – das Gericht wehrte die Anklage nicht 

ab, sondern änderte sie im laufenden Verfahren entscheidend ab, um ein Urteil mit Strafe 

zu erreichen. Auch wenn das zugunsten von Wollenberger geschah, weil ihr nun eine 

deutlich geringere Haftstrafe von mehreren Monaten anstatt mehrerer Jahre drohte, 

widersprach dieses Vorgehen den normativen Regelungen des DDR-Rechts. Schließlich 

erhielt Vera Wollenberger eine Verurteilung zu sechs Monaten Haft. Unterstützer aus dem 

Umfeld der Opposition und westdeutsche Journalisten begleiteten den Prozess 

unterdessen zumindest jenseits des Gerichtsgebäudes.42 

Und bereits am 29. Januar 1988 folgte vor dem Stadtbezirksgericht Berlin-Lichtenberg die 

Hauptverhandlung gegen Bert Schlegel, Andreas Kalk und Till Böttcher. Wegen des 

Vorhaltes der Zusammenrottung hatte die Staatsanwaltschaft gegen die aktiven Mitglieder 

der Ost-Berliner Umweltbibliothek Freiheitsstrafen zwischen sieben und acht Monaten 

gefordert, weil sie sich ähnlich wie Wollenberger und andere mit eigenen Transparten und 

Parolen an der staatlichen Luxemburg-Liebknecht-Demonstration hatten beteiligen wollten. 

Das gegen sie am 1. Februar verhängte Urteil lautete ebenfalls auf sechs Monate Haft. 
 

42Archiv Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen, Interview mit Vera Lengsfeld, 17.9.2012. 



Um die damalige Hauptverhandlung abzusichern mobilisierte die Stasi knapp 200 

Geheimpolizisten. Die Verhandlung selbst dauerte keine vier Stunden, die 

Urteilsverkündung sollte schon am 1. Februar erfolgen. Mit den Angeklagten solidarisierten 

sich knapp zwei Dutzend Personen aus dem Umfeld der nichtstaatlichen 

Umweltbewegung, sie versammelten sich vis-a-vis zum Stadtbezirksgericht am Eingang 

der Glaubenskirche auf dem Roedeliusplatz. Einen westdeutschen Journalisten und 

Wolfgang Rüddenklau verwies die stellvertretende Direktorin des Stadtbezirksgerichts mit 

Verweis auf ihr Hausrecht des Gerichtsgebäudes, neben sechs Familienangehörigen 

konnten nur ein Vertreter der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg und die Anwälte 

der Angeklagten dem Verfahren beiwohnen. Journalisten von ARD, ZDF und westlichen 

Presseagenturen blieb die Prozessbeobachtung von außerhalb des Gerichtsgebäudes. In 

den ersten Februartagen 1988 wählte derweil einer nach dem anderen der Inhaftierten, 

Angeklagten bzw. Verurteilten den Weg in den Westen gen Bundesrepublik oder England, 

um der (drohenden) Haftstrafe in der DDR entgehen zu können.43 

 

Anhang: 2 Urteile zu Fluchtversuchen 

Recherche und Auswahl Christian Booß 
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